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Entschließungsantrag 
 
der Abgeordneten Erwin Angerer, Peter Wurm, Mag. Christian Ragger 
und weiterer Abgeordneter 
betreffend Energiearmut bekämpfen  
 
Die Inflation erreichte im August dieses Jahres ein Niveau, wie schon seit zehn Jahren 
nicht mehr.  
Insbesondere die stark gestiegenen Treibstoff- und Energiepreise sind für einen 
Anstieg der Inflation auf 3,2 % im August 2021 verantwortlich. Noch im Juli lag die 
Inflation bei 2,9 %. Insbesondere Haushaltsenergie schlug mit einer Verteuerung im 
Vergleich zum Vorjahr von im Schnitt 8,6 Prozent zu Buche. Die Preise für Strom 
stiegen um 7 Prozent, für Heizöl um 30 Prozent und für Gas ebenfalls um rund 7 
Prozent. (APA0146/17.Sep 2021) 
Diese auf ein 10-Jahres-Hoch gestiegene Inflationsrate stellt ein massives Alarmsignal 
für die durch die Corona-Politik der Regierung bereits massiv belasteten Bürger in 
Österreich dar. 
Anstatt Maßnahmen zu setzen, um diese enorme Belastung der Bürgerinnen und 
Bürger insbesondere durch stark gestiegene Energiekosten einzudämmen, macht 
diese Bundesregierung geradezu das Gegenteil. 
So kommt mit dem jüngst beschlossenen Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz eine weitere 
Belastungslawine auf die Haushalte zu, zumal künftig 1 Mrd. Euro jährlich von den 
Energieverbrauchern aufzubringen sind. 
„Die Sorge ist groß, dass die durchaus üppigen Budgetmittel im EAG zu signifikanten 
Zusatzbelastungen für Haushalte und Betriebe führen könnten. Tatsächlich dürften 
sich die energiebezogenen Ausgaben mittelfristig erhöhen-,“ so Rechtsanwalt Florian 
Stangl im Standard am 2. August 2021. 
Die im Rahmen einer ökosozialen Steuerreform von ÖVP und Grünen geplante CO2-
Steuer lässt Schlimmes befürchten und wird die Inflation weiter anheizen und wohl zu 
Teuerungen führen. 
Diese Teuerungen stellen zudem eine große Bedrohung für den wirtschaftlichen 
Aufschwung dar, wie der Standard in seiner Ausgabe vom 18. September 2021 
berichtet: 
„Die gestiegenen Energiekosten belasten zunehmend auch die wirtschaftliche 
Erholung nach dem Corona-Schock. In Großbritannien hat etwa ein 
Düngemittelhersteller erste Fabriken geschlossen, weil sich die Produktion bei dem 
hohen Gaspreis nicht lohne. In mehreren Ländern will die Politik nun durchgreifen. In 
Spanien wurde diese Woche per Dekret ein Dringlichkeitsprogramm zur Senkung des 
Strompreises verabschiedet, weil seit dem Frühsommer der Strompreis unaufhörlich 
steigt. Eine Megawattstunde kostet mittlerweile bereits 172 Euro, im Mai waren es im 
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Schnitt noch 65 Euro. Von Jänner bis Mitte September schoss die Stromrechnung für 
spanische Endverbraucher um 34,9 Prozent nach oben. (…)  
Laut einer Schätzung der Oesterreichischen Nationalbank (OeNB) dämpfen diese 
Effekte den Anstieg der österreichischen Wirtschaftsleistung im zweiten Quartal um 
0,3 bis 0,4 Prozentpunkte und im dritten Quartal um 0,2 Prozentpunkte. In absoluten 
Zahlen ausgedrückt summiert sich der Verlust im zweiten und dritten Quartal auf rund 
eine Dreiviertelmilliarde Euro.“ 
 
Gerade die Haushalte mit geringen Einkommen werden in der bevorstehenden kalten 
Jahreszeit durch die steigenden Energiekosten und die die Teuerung anfeuernden 
Maßnahmen durch die Bundesregierung am stärksten belastet. 
 „Die Entwicklung effektiver Konzepte zur Bekämpfung der sich mit steigenden Strom- 
und Gaspreisen verschärfenden Energiearmut steht noch am Anfang.“ (Florian Stangl 
im Standard am 2. August 2021) 
 
Daher ist es dringend an der Zeit, dass diese Bundesregierung nicht nur endlich von 
weiteren Belastungsmaßnahmen, die das Leben der Österreicherinnen und 
Österreichern weiter verteuern, Abstand nimmt, sondern umgehend effektive 
Maßnahmen setzt, um Energiearmut in Österreich wirksam zu verhindern. 
Dabei ist aus Sicht der unterfertigten Abgeordneten umgehend ein Fördermodell zu 
entwickeln, das garantiert, dass Haushalte, Familien, Alleinerzieher, Pensionisten, 
Arbeitslose etc. mit geringen Einkommen, die Gefahr laufen, aufgrund der gestiegenen 
Energiepreise ihre Strom- und Gasrechnungen nicht mehr zahlen zu können, 
jedenfalls ständig über eine gesicherte Strom- und Gasversorgung verfügen und ihre 
Wohnungen entsprechend heizen können. 
 
In diesem Zusammenhang stellen die unterfertigten Abgeordneten daher 
nachstehenden  
 

Entschließungsantrag 
 
Der Nationalrat wolle beschließen: 
 
„Die Bundesregierung wird aufgefordert, umgehend ein Fördermodell zu entwickeln, 
das garantiert, dass Personen und Haushalte mit geringen Einkommen, die Gefahr 
laufen, aufgrund der gestiegenen Energiepreise ihre Strom- und Gasrechnungen nicht 
mehr bezahlen zu können, jedenfalls ständig über eine gesicherte Strom- und 
Gasversorgung verfügen und ihre Wohnungen entsprechend heizen können.“ 
 
 
 
In formeller Hinsicht ersuchen die unterfertigten Abgeordneten um Zuweisung dieses 
Antrages an den Ausschuss für Arbeit und Soziales. 

1940/A(E) XXVII. GP - Entschließungsantrag (elektr. übermittelte Version)2 von 2

www.parlament.gv.at




